 Wie kinder- und familienfreundlich ist Berlin?
( Die politische Opposition, aber auch einige Medien werfen Rot-Rot vor, eine „katastrophale Kinder-, Jugend- und Familienpolitik“ zu betreiben. Momentan festgemacht werden solche Vorwürfe an den Problemen, 24 zusätzliche Stellen für den Kinder- und Jugendschutz zu besetzen sowie personelle Erneuerungen in den Jugendämtern vorzunehmen. Grundsätzlich wird kritisiert, dass auch dieser Bereich von den Konsolidierungsbelastungen betroffen war.

( Ohne Zweifel mussten in den vergangenen Jahren auch in der Kinder-, Jugend- und Familienpolitik personelle, institutionelle und finanzielle Überausstattungen – gegenüber den anderen Stadtstaaten und besonders den Flächenländern – abgebaut werden. Berlin erhoffte sich so, vom Bundesverfassungsgericht eine extreme Haushaltsnotlage sowie ausreichende eigene Anstrengungen zu ihrer Bewältigung bestätigt zu bekommen. Zudem hatte sich die  üppigere Ausstattung Berlins nicht in einer höheren Qualität der Arbeit niedergeschlagen. 

( Mit dem Abbau von Überausstattungen wurden aber gravierende inhaltliche Reformen verbunden: die 2004 eingeleitete systematische Umgestaltung der Kitas zu Bildungseinrichtungen sowie die Schulreform, die ab 2008 im Modellversuch der Gemeinschaftsschule ihre Erweiterung findet. Dieser Prozess erbrachte also nicht schlechthin einen Abbau an Ressourcen, sondern auch einen Zugewinn an modernen Inhalten. 
( Zudem wurden die Mittel zielgerichtet und ergebnisorientiert eingesetzt: 2007 wurde das letzte Kita-Jahr entgeltfrei gestellt. Bis 2010 wird die gesamte Kindergartenzeit für alle entgeltfrei sein. Ab August 2009 werden alle Kinder im letzten Vorschuljahr einen Rechtsanspruch auf einen siebenstündigen Platz in der Kita haben – unabhängig davon, ob ihre Eltern im Arbeitsprozess stehen oder ob ein spezieller Förderbedarf vorliegt.  Berlin investiert mit 5,4 Prozent der reinen Nettoausgaben am meisten von allen Bundesländern in die frühkindliche Bildung, nämlich über eine Dreiviertelmilliarde (760 Mio € / Jahr). 40 Prozent der unter Dreijährigen sowie fast 92 Prozent der Drei- bis Sechsjährigen besuchen eine Kita. Unabhängige Expertisen bestätigen, dass Berlin sich an der Spitze aller Bundesländer befindet.

( Auch bei der Analyse der bildungspolitischen Arbeit der Länder in der Zeit nach PISA zählt Berlin mit der Note „Gut“ zu den vier Besten, vor allem bei der Umsetzung der bildungspolitischen Ziele (Note 1) und bei der Qualitätssicherung (Note 1-). Auch bei der Vermeidung von Sitzenbleiben, bei früherer und flexibler Einschulung, bei der Verkürzung der gymnasialen Schulzeit setzt Berlin Maßstäbe. Das Ganztagsschulangebot Berlins liegt im deutschlandweiten Vergleich vorn: bei Grundschulen mit Ganztagsangeboten auf Platz 2 hinter Sachsen sowie bei der Anzahl der Schülerinnen und Schüler im Ganztagsbetrieb gemeinsam mit Thüringen auf Platz 1. Problematischer wird gesehen, dass die einzelnen Schulen ihre Möglichkeiten nicht ausreichend nutzen, um z.B. ein spezielles Profil auszuprägen.  


( Als besonders beachtlich bewerten die unabhängigen Vergleiche Berlin in der Kategorie „Lehren und Lernen" (2. Platz mit Note 2- hinter Hessen). Spezielle Anerkennung finden die Leistungen bei der Förderung von Hochbegabten, in der Sprachförderung sowie der integrativen sonderpädagogischen Förderung. Es wird festgestellt, dass der rot-rote Senat Kinder aus „bildungsferneren Schichten“ intensiv fördert und diese Förderung mit dem Ausbau der Grundschulen so früh wie möglich ansetzt. 


( Natürlich gibt es Probleme. Sie ergeben sich vor allem aus der insgesamt komplizierten Sozialstruktur in Berlin und der zunehmenden Kinderarmut. Immer mehr Familien sind überfordert, Lösungsanstrengungen für ihre sozialen Probleme mit der Organisation des Familienalltags und der Kindererziehung zu verbinden. Deshalb ist der Ausbau der Kitas zu Familienzentren sowie Anlauf- und Beratungsstellen für Familien eines der wichtigsten Zukunftsprojekte. Das betrifft aber auch den Erhalt und die inhaltliche Weiterentwicklung der über 420 Jugendfreizeitstätten sowie die weitere Ausgestaltung des Familienpasses, der über jährlich über 40.000 betroffenen Familien eine breite Partizipation am gesellschaftlichen und kulturellen Leben der Stadt ermöglicht und in den geplanten Berlin-Pass eingehen soll.    

( Als erstes Bundesland hat Berlin begonnen, ein Programm zum Kinderschutz zu realisieren und dafür 24 zusätzliche Stellen – pro Bezirk zwei – zur Verfügung zu stellen. Bis heute sind nicht alle eingestellt, weil der zentrale Stellenpool nicht genügend geeignete Beschäftigte zur Verfügung stellen konnte. Jetzt werden diese Stellen durch Außeneinstellungen komplettiert. Bezüglich der personellen Erweiterung und Erneuerung der Jugendämter wird eine reale Bedarfsanalyse erstellt, auf deren Grundlage gehandelt werden soll. Es ist ein komplizierter Weg, der noch zu gehen ist, aber auf keinen Fall ist das bereits Erreichte deshalb als „katastrophal“ zu bezeichnen.  
(Zusammengestellt nach Parlamentsreden von Dr. Margrit Barth, kinder- und familienpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, und des zuständigen Senators Prof. Dr. Jürgen Zöllner, SPD)    
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